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§ 6
(1) Betriebe, die von ihren Eigentümern bis zum 

30. September 1953 nicht zurückgenommen worden sind 
und die sich in der Nutzung der Gemeinden befinden, 
werden mit volkseigenen Kreis- und Gemeinde­
betrieben (Bodenfonds und andere) zu Betrieben der 
örtlichen Landwirtschaft zusammengefaßt.

(2) Teile der Kreislandwirtschaftsbetriebe, die sich in 
den Gemeinden befinden, werden den Betrieben der 
örtlichen Landwirtschaft angegliedert.

(3) Befinden sich derartige landwirtschaftliche Be­
triebe in Nutzung von volkseigenen Gütern oder ande­
ren Bewirtschaftern, können sie bei denselben ver­
bleiben.

§ 7
(1) Werden landwirtschaftliche Grundstücke aus den 

Betrieben der örtlichen Landwirtschaft an andere Be­
wirtschafter als die Gemeinde in Nutzung gegeben, 
erhalten diese folgende Vergünstigungen:

1. Befreiung von der Grund- und Vermögensteuer 
für die landwirtschaftlichen Grundstücke, die aus 
der örtlichen Landwirtschaft in Nutzung genommen 
werden, bis einschließlich 1955;

2. die Bewirtschafter solcher landwirtschaftlichen 
Grundstücke verbleiben in ihrer bisherigen Be­
triebsgrößengruppe;

3. im Jahre 1953 sind die Bewirtschafter von diesen 
landwirtschaftlichen Grundstücken nur zur Abliefe­
rung von Kartoffeln, Zuckerrüben und technischen 
Kulturen verpflichtet, wenn diese zum Zeitpunkt der 
Übernahme noch nicht geerntet waren. Die Abliefe­
rung von Kartoffeln regelt sich nach § 21 Absätze 1 
und 2 der Verordnung vom 22. Januar 1953 über die 
Pflichtablieferung und den Aufkauf landwirtschaft­
licher Erzeugnisse für das Jahr 1953 (GBl. S. 175). 
Die Ablieferung der Zuckerrüben und technischen 
Kulturen regelt sich nach den mit dem früheren 
Bewirtschafter abgeschlossenen Verträgen, in die 
der neue Bewirtschafter eintritt;

4. vom 1. Januar 1954 regeln sich die Vergünstigun­
gen für die Bewirtsdiafter solcher landwirtschaft­
lichen Grundstücke wie folgt:

a) 50 °/o der übernommenen landwirtschaftlichen 
Nutzflächen sind im Anbauplan als zusätzliche 
Futterflächen aufzunehmen und nicht in pflanz­
lichen und tierischen Erzeugnissen zur Pflicht­
ablieferung zu veranlagen;

b) die restlichen 50 %> dieser landwirtschaftlichen 
Nutzflächen sind nach den für die Wirtschaft 
geltenden Normen zur Pflichtablieferung in 
pflanzlichen und tierischen Erzeugnissen heran­
zuziehen.

(2) Die Vergünstigungen bei der Pflichtablieferung 
kommen auch für solche Flächen einer Landwirtschaft­
lichen Produktionsgenossenschaft in Anwendung, die 
aus Betrieben der örtlichen Landwirtschaft übernom­
men werden und nicht als eingebrachter Boden gelten.

(3) Durch Übernahme von Flächen der örtlichen 
Landwirtschaft in Nutzung durch Einzelbauern darf 
deren Gesamtfläche 20 ha nicht übersteigen.

(4) Einzelbauern, die nach Inkrafttreten dieser Ver­
ordnung Flächen aus ihrer bisherigen Bewirtschaftung 
abgegeben haben, dürfen keine Grundstücke nach dieser
Verordnung übergeben werden.

§ 8
(1) Zur Anleitung und Überprüfung des Produktions­

ablaufes und der Finanzgebarung der Betriebe der ört­
lichen Landwirtschaft sind bei den Räten der Kreise, 
in deren Bereich mehr als 500 ha landwirtschaftliche 
Nutzfläche durch die Betriebe der örtlichen Landwirt­
schaft erfaßt sind, besondere Arbeitsgruppen zu bilden. 
Zu dieser Arbeitsgruppe gehören bei einer Fläche ab 
500 bis 1000 ha ein Agronom oder ein Buchhalter, für 
je weitere 1000 ha ein weiterer Agronom oder Buch­
halter.

(2) Die Arbeitsgruppen bei den Räten der Bezirke 
setzen sich zusammen bei einer Fläche bis zu 10 000 ha 
aus einem Agronomen und einem Buchhalter und für 
je weitere 10 000 ha zusätzlich einem Agronomen oder 
einem Buchhalter.

§ 9
(1) Der einzelne Betrieb der örtlichen Landwirtschaft 

soll in der Regel nicht mehr als 400 ha Land umfassen.

(2) Wald, Hutungen, Gewässer und andere Nutzungen, 
die zu den in der Wirtschaftseinheit zusammen­
geschlossenen Betrieben gehören, sind in die örtliche 
Landwirtschaft einzubeziehen.

§ 10
(1) Die Bewirtschaftung der Betriebe der örtlichen 

Landwirtschaft erfolgt nach einheitlichen Plänen. Die 
Arbeitsorganisation in diesen Betrieben ist der Arbeits­
organisation der volkseigenen Güter anzupassen.

(2) Die Verwaltung der Betriebe erfolgt nach den 
Prinzipien der wirtschaftlichen Rechnungsführung.

(3) Für die Planung und Finanzierung dieser Be­
triebe gelten bis auf weiteres die Richtlinien über die 
Finanzierung von landwirtschaftlichen Betrieben, deren 
Eigentümer die Bewirtschaftung noch nicht auf­
genommen haben.

§ 11
(1) Die Betriebe der örtlichen Landwirtschaft sind 

Einrichtungen der Räte der Gemeinden bzw. Städte.

(2) Die Bürgermeister sind zur laufenden Kontrolle 
der Wirtschaftsführung auf diesen Betrieben ver­
pflichtet. Sie haben in regelmäßigen Zeitabständen dem 
Rat des Kreises über den Zustand des Betriebes zu be­
richten.

(3) Die Räte der Kreise sind für die Kontrolle und 
Anleitung der Betriebe der örtlichen Landwirtschaft 
verantwortlich. Sie haben besonders dafür Sorge zu 
tragen, daß regelmäßig Kontrollen über den Ablauf 
der Finanzierung durchgeführt werden.

§ 12
(1) Die für die Durchführung von Reparaturen an 

Maschinen und Geräten sowie Gebäuden erforderlichen 
Mittel sind in den Finanzplan des Betriebes der ört­
lichen Landwirtschaft aufzunehmen.

(2) Für Ankäufe von lebendem Inventar sowie über 
die Verwendung von Investitionsmitteln werden vom 
Ministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Land- und Forstwirtschaft Richtlinien 
herausgegeben.

§ 13
Die Betriebe der örtlichen Landwirtschaft über­

nehmen für das Jahr 1953 die Ablieferungsverpflich­
tungen der im § 6 genannten Betriebe und Flächen. Die 
nach Erfüllung der Ablieferungsverpflichtungen und 
über den Bedarf an Wirtschafts Vorräten hinaus ver­
bleibenden Produkte sind an den VEAB zu gültigen 
Aufkaufpreisen zu verkaufen.
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